BEISPIEL 11: Kita-Streik in Deutschland

[bookmark: _GoBack]Ein besonders beeindrucken- des Beispiel für die Kampfbe- reitschaft der Beschäftigten im Gesundheits- und Sozial- bereich war der Kita-Streik in Deutschland 2009. Der Kita- Kollektivvertragskonflikt hatte sich über ein halbes Jahr hin- gezogen. Die Verhandlungen 
hatten im Januar begonnen, waren aber im April gescheitert. Seit Mai waren die weiteren Gespräche immer wieder von Streiks an kommunalen Kindertagesstätten be- gleitet worden.

Bei der Urabstimmung hatten sich 90 Prozent der Gewerkschaftsmitglieder für Kampf- maßnahmen ausgesprochen. Ab dann hatten sich viele tausend KollegInnen an den Streiks beteiligt. Nach monatelangen Verhandlungen wurde der Konflikt beigelegt. Im Schnitt bekamen ErzieherInnen danach 120 Euro mehr pro Monat.

Während der monatelangen Auseinandersetzung war es mehrfach zu flächen- deckenden Streiks in ganz Deutschland gekommen. Von den insgesamt rund 365.000 Beschäftigten in Kindertagesstätten arbeitet rund ein Drittel in öffentlichen Einrichtun- gen. Die Verhandlungen wurden neben diesen 128.000 Beschäftigten auch für rund
90.000 MitarbeiterInnen in Sozial- und Jugendämtern sowie in der Arbeits- und Berufs- förderung geführt.


Der Arbeitskampf der ErzieherInnen und SozialarbeiterInnen zeigt, dass eine Gewerk- schaft auch in Krisenzeiten für höhere Löhne und bessere Arbeitsbedingungen kämpfen kann. Der Streik nahm von Anfang an politischen Charakter an und war gekoppelt an die Forderung nach besserer Kinderbetreuung und einem besseren Bildungssystem. In etlichen Orten solidarisierten sich SchülerInnen und StudentInnen mit dem Arbeits- kampf, so zB in Stuttgart, wo sie sich an der Demonstration von rund 2.000 streiken- den ErzieherInnen beteiligten. Deren Kampfbereitschaft überraschte, gehören sie doch nicht zu den traditionell kampferprobten Bereichen der ArbeiterInnenklasse. Insgesamt beteiligten sich 150.000 an Streiks und Demonstrationen.

Wochenlang hatten die Beschäftigten in den Erziehungs- und Sozialberufen einen lan- gen Atem bewiesen und gekämpft. Sie haben dem Druck von Presse und PolitikerInnen standgehalten und nicht zuletzt auch finanzielle Einbußen erlitten. Der Streikwille sei un- gebrochen, hieß es bis zuletzt von den zuständigen Gewerkschaften ver.di und GEW. Trotz (verständlicherweise) oftmals entnervter Eltern, die die unmittelbaren Folgen von Arbeitsniederlegungen auffangen mussten, dominierten über den gesamten Zeitraum der Auseinandersetzung in der Bevölkerung und auch unter den Eltern Sympathie und Unterstützung für die kämpfenden Beschäftigten. Der Streik hat dazu geführt, dass die Frage der Kindererziehung und Bildung für Wochen in den Mittelpunkt der Medien und der öffentlichen Debatte gerückt ist. Der Arbeitskampf wurde sehr offensiv geführt – es gab hunderte Aktionen, um die Eltern selbst zu erreichen. Videos, Homepages (zB www.chancen-foerdern.de)  usw. (LINK gibt’s nicht mehr? Oder ist wo andres?) wurden erstellt, um die Öffentlichkeit eigenstän- dig zu informieren. Doch trotz des Erfolges wird der Abschluss von vielen Beschäftigten auch kritisch gesehen. Man habe sich zu früh geeinigt bzw. die sich anbahnenden Solidaritätsstreiks der anderen Branchen nicht genutzt. Doch die während des Streiks zahlreich entstanden Aktions- bzw. Streikkomitees zur Organisierung der Kampfmaß- nahmen blieben teilweise bis heute bestehen und sind bereit, an die Erfahrungen aus dem letzten Streik anzuknüpfen.

Das Verantwortungsgefühl gegenüber der Arbeit ist oft ein Hinderungsgrund, um sich für die eigenen Bedürfnisse einzusetzen. Deutschland bietet ein gutes Beispiel, dass trotz (oder vielleicht gerade wegen) hohem Verantwortungsbewusstsein gegenüber den KlientInnen ein Streik möglich ist und noch dazu von der restlichen Bevölkerung solidarisch unterstützt wird. Eltern, Angehörige, PatientInnen usw. sind meist auch Lohn- abhängige, die einen Kampf um bessere Arbeitsbedingungen mit großer Sympathie verfolgen. Doch dazu muss ein Streik offensiv geführt und in die Öffentlichkeit getragen werden. Eine gegenseitige Solidarisierung von Streikenden und KlientInnen ist das Ziel. So kann sich die Belegschaft darauf einigen, bestimmte Tätigkeiten nicht auszufüh- ren und den KlientInnen trotzdem zur Verfügung zu stehen. Denn auch die KlientInnen haben ein Interesse daran (und das Recht darauf), gute, qualitativ hochwertige Dienst- leistungen in Anspruch nehmen zu können.

